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Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr 
 
 
Anwesenheit: 
 
Thomas Herbst  Bürgermeister   
Patrick Backeberg  Ratsmitglied  
Moritz Willke    Ratsmitglied  
Walter Braunholz  Ratsmitglied   
Markus Jellinghaus  Ratsmitglied  
Gustav Rieckmann  Ratsmitglied  
Christine Schulze-Sell Ratsmitglied  
Elke Spinneker-Hicken Ratsmitglied 
Rainer Stallbaum  Ratsmitglied 
Daniel Wnuck   Ratsmitglied 
 
Es fehlt:    
Michael Herbst   Ratsmitglied     - entschuldigt - 
   
Larissa Cohrs   - Protokoll - 
 
 
Tagesordnung: 
 
1.)  Eröffnung der Sitzung und Begrüßung 
 
2.)  Feststellen der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
3.)  Unterbrechung der Sitzung für die Einwohnerfragestunde (max. 30 Min.) 
 
4.)  Feststellung der Tagesordnung 
 
5.)  Genehmigung der Niederschrift über die Ratssitzung am 31.03.2026 
 
6.) Bebauungsplan Nr. 2 Heidacker mit ÖBV, 1. Änderung gem. § 13 a BauGB (textlich) 

Unterbrechung der Sitzung für die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB. 

 
7.)  Beschluss: Bebauungsplan Nr. 2 Heidacker mit ÖBV, 1. Änderung  

gem. § 13 a BauGB (textlich)  
Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 2 
Heidacker mit ÖBV, 1. Änderung (textlich). 

                                                                                                                                                                                         

 
 

 
Gemeinde Wittorf 

 

 

 

Niederschrift 

der Sitzung des Rates der Gemeinde Wittorf  

am 26.05.2026 in der Bewegungshalle Wittorf 
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Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der 
Beteiligung der Behörden und Sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
Abs. 2 BauGB. (Vorlage 2026-10) 

 
8.)  Beschluss: Prüfung der Jahresabschlüsse 2023 und 2024; 

a)   Vorlage des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes des 
Landkreises Lüneburg sowie der Stellungnahme des Bürgermeisters;  

b)   Feststellung der Jahresabschlüsse 2023 und 2024 und Beschluss 
über die Verwendung des Jahresergebnisses  

c)  Beschluss über die Entlastung des Bürgermeisters gemäß  
§ 129 Abs. 1 S. 3 NKomVG 
 
 

9.)  Beschluss: Bebauungsplan Nr. 11 „Im Rehr - Erweiterung" mit örtlicher Bauvorschrift        
a)  Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen 

während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 
1 BauGB und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

b)  Beschluss über die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
und die Beteiligung (Vorlage 2026-9) 

 
10.)  Beschluss: Antrag des Schützenvereins Handorf auf Nutzung der Rasenfläche hinter  

der Bewegungshalle als Bogenplatz (Vorlage 2026-7) 
 
11.)  Beschluss: Antrag auf Ausweisung eines Reitweges im Bereich des Gehweges  

entlang der Hauptstraße zwischen Hausnummer 62 und der Einmündung „Im 
Rehr“ (Vorlage 2026-8) 

 
12.)  Mitteilungen des Bürgermeisters 
 
13.) Anfragen und Anregungen der Ratsmitglieder   
 
14.)  Unterbrechung der Sitzung für die Einwohnerfragestunde (max. 30 Min.)  
 
 
1.) Eröffnung der Sitzung und Begrüßung 
 
Der Bürgermeister Thomas Herbst begrüßt die Ratsmitglieder sowie die anwesenden Zuhörer/innen 
und eröffnet die Sitzung um 19:30 Uhr. 
 
 
2.) Feststellen der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
Thomas Herbst stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit fest und weist auf die 
Ergänzung der Tagesordnung um TOP 9 hin, die den Ratsmitgliedern fristgerecht zugegangen ist. 
 
 
3.) Unterbrechung der Sitzung für die Einwohnerfragestunde (max. 30 Min.) 
 
3.1 
Melanie Kröning spricht an, dass die Sauberkeit in der Küche der Bewegungshalle nachgelassen 

hat. Die Verwaltung wird die Nutzerinnen und Nutzer darüber informieren. 

 

 
4.) Feststellung der Tagesordnung 
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Der Bürgermeister stellt die ordnungsgemäße Tagesordnung fest. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass in der Einladung die Jahresabschlüsse 2021 und 2022 genannt 
wurden. Dies beruht auf einem redaktionellen Versehen. Die Beschlussvorlage ist korrekt. Der 
Tagesordnungspunkt wird daher wie folgt berichtigt: 
 
Beschluss: Prüfung der Jahresabschlüsse 2023 und 2024 
Vorlage des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Lüneburg sowie der 
Stellungnahme des Bürgermeisters; 
Feststellung der Jahresabschlüsse 2023 und 2024 und Beschluss über die Verwendung des 
Jahresergebnisses; 
Beschluss über die Entlastung des Bürgermeisters gemäß § 129 Abs. 1 S. 3 NKomVG (Vorlage 2026-
6) 
 
 
5.) Genehmigung der Niederschrift über die Ratssitzung am 31.03.2026 
 
Die Niederschrift der Ratssitzung vom 31.03.2026 wird mit 8 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen 
genehmigt. 
 
 
6.) Bebauungsplan Nr. 2 Heidacker mit ÖBV, 1. Änderung gem. § 13a BauGB (textlich) 
Unterbrechung der Sitzung für die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 13a 
Abs. 3 Nr. 2 BauGB. 
 
Die Ratssitzung wird von 19.34 Uhr bis 20.07 Uhr unterbrochen.  
 
Die Planerin, Frau Wübbenhorst, stellt den Sachstand der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 2 
„Heidacker“ mit ÖBV vor und unterrichtet die Öffentlichkeit.“ 
 
 
7.) Beschluss: Bebauungsplan Nr. 2 Heidacker mit ÖBV, 1. Änderung gem. § 13 a BauGB 
(textlich)  
Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 2 Heidacker mit 
ÖBV, 1. Änderung (textlich). 
Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der 
Behörden und Sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB. (Vorlage 2026-
10) 
 
Der Rat der Gemeinde Wittorf hat in seiner Sitzung am 28.08.2023 die Aufstellung der 1. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 2 „Heidacker“ mit ÖBV im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
beschlossen. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans mit einer Gesamtgröße von 7,994 ha ist eine 
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 festgesetzt. Im Rahmen von Überprüfungen des Landkreises 
Lüneburg hat sich gezeigt, dass diese GRZ unter Berücksichtigung der aktuellen Bewertungskriterien 
auf einzelnen Baugrundstücken nicht eingehalten wird. 
 
Zur Anpassung an die tatsächlichen und planungsrechtlichen Anforderungen soll die GRZ im Rahmen 
der 1. Änderung angemessen erhöht werden. Darüber hinaus wurden weitere textliche Festsetzungen, 
insbesondere zur Herstellung von Stellplätzen und Parkplätzen, überprüft und entsprechend 
angepasst, geändert oder gestrichen. 
 
Die 1. Änderung erfolgt ausschließlich textlich, ohne Änderung der Planzeichnung, im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB. Eine förmliche Umweltprüfung ist daher nicht erforderlich. Die Belange 
des Artenschutzes sind im Rahmen der Abwägung dennoch zu berücksichtigen. 
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Die entstehenden Kosten werden von den betroffenen Grundstückseigentümerinnen und 
Grundstückseigentümern übernommen. 
 
Der Rat der Gemeinde Wittorf stimmt dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 2 „Heidacker“ mit ÖBV, 
1. Änderung (textlich) gemäß § 13a BauGB und der Begründung zu und beschließt die öffentliche 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB einstimmig. 
 
 
8.) Beschluss: Prüfung der Jahresabschlüsse 2023 und 2024 

a) Vorlage des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises 
Lüneburg sowie der Stellungnahme des Bürgermeisters; 

b) Feststellung der Jahresabschlüsse 2023 und 2024 und Beschluss über die Verwendung 
des Jahresergebnisses; 

c) Beschluss über die Entlastung des Bürgermeisters gemäß § 129 Abs. 1 S. 3 NKomVG 
(Vorlage 2026-6) 

 
 
Die Vorlage liegt den Ratsmitgliedern vor. 
 
Gemäß § 128 NKomVG hat die Kommune für jedes Haushaltsjahr einen Jahresabschluss 
aufzustellen. Dieser besteht aus Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Bilanz sowie dem Anhang und 
stellt die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Kommune dar. 
 
Die Jahresabschlüsse für die Haushaltsjahre 2023 und 2024 der Gemeinde Wittorf wurden nach den 
Vorschriften des § 153 Abs. 3 NKomVG durch das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Lüneburg 
geprüft. Die Prüfung umfasste insbesondere die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung, die Einhaltung 
der gesetzlichen Vorschriften sowie die Darstellung der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage. Das 
Rechnungsprüfungsamt hat das Ergebnis der Prüfung gemäß § 156 Abs. 3 NKomVG in einem 
Schlussbericht vom 15.04.2026 zusammengefasst.  
 
Die Prüfung ergab im Wesentlichen, dass die Jahresabschlüsse den gesetzlichen Vorschriften 
entsprechen und die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage zutreffend darstellen. Die 
finanziellen Verhältnisse der Gemeinde werden als geordnet bezeichnet. Ein uneingeschränkter 
Bestätigungsvermerk wurde erteilt. Die Hinweise betreffen insbesondere die zeitliche Behandlung 
über- und außerplanmäßiger Aufwendungen sowie einzelne Nachweise im Zusammenhang mit der 
Multisportanlage. 
 
Zu den Prüfberichten hat der Bürgermeister jeweils Stellung genommen. 
 
Für das Haushaltsjahr 2023 ergibt sich ein Jahresüberschuss in Höhe von 1.066.466,18 €. Für das 
Haushaltsjahr 2024 ist ein Jahresfehlbetrag in Höhe von 339.189,80 € festzustellen, der jedoch durch 
vorhandene Rücklagen aus Überschüssen gedeckt werden kann. 
 
Nach § 129 Abs. 1 NKomVG sind die Jahresabschlüsse zusammen mit dem Schlussbericht des 
Rechnungsprüfungsamtes und der Stellungnahme des Bürgermeisters der Vertretung vorzulegen. Die 
Vertretung beschließt über: 
 
- die Feststellung der Jahresabschlüsse, 
- die Verwendung der Jahresergebnisse sowie 
- die Entlastung des Bürgermeisters. 
 
Die Feststellung der Jahresabschlüsse sowie die Beschlüsse über die Ergebnisverwendung und die 
Entlastung sind Voraussetzung für den ordnungsgemäßen Abschluss der Haushaltsjahre. 
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a) Vorlage des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Lüneburg 
sowie der Stellungnahme des Bürgermeisters; 

 
Der Rat der Gemeinde Wittorf nimmt den Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes des 
Landkreises Lüneburg vom 15.04.2026 über die Prüfung der Jahresabschlüsse 2023 und 2024 sowie 
die Stellungnahme des Bürgermeisters zur Kenntnis. 
 
b) Feststellung der Jahresabschlüsse 2023 und 2024 und Beschluss über die Verwendung des 

Jahresergebnisses 
 
Der Gemeinderat stellt die Jahresabschlüsse für das Haushaltsjahr 2023 und 2024 einstimmig fest.  
 
Jahresabschluss 2023: 
Das Jahresergebnis (Überschuss) in Höhe von 1.066.466,18 € wird der Rücklage aus Überschüssen 
des ordentlichen Ergebnisses zugeführt. 
 
Jahresabschluss 2024: 
Das Jahresergebnis (Fehlbetrag) in Höhe von -339.189,80 € wird mit der Rücklage aus Überschüssen 
des ordentlichen Ergebnisses verrechnet. 
 
c) Beschluss über die Entlastung des Bürgermeisters gemäß § 129 Abs. 1 S. 3 NKomVG 
 
Gemäß § 129 Abs. 1 S. 3 NKomVG wird dem Bürgermeister – Herrn Thomas Herbst – für die Jahre 
2023 und 2024 mit 9 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung die vorbehaltlose Entlastung erteilt. 
 
 
9.) Beschluss: Bebauungsplan Nr. 11 „Im Rehr - Erweiterung" mit örtlicher Bauvorschrift        

a) Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen während der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB und der frühzeitigen 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 
BauGB 

b) Beschluss über die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und die 
Beteiligung (Vorlage 2026-9) 

 
 

Die Vorlage liegt den Ratsmitgliedern vor.  
 
Moritz Willke erklärt sich für befangen und nimmt an der Beratung und Abstimmung zu diesem 
Tagesordnungspunkt nicht teil. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Im Rehr“ wurden im Jahr 2009 auf dem firmeneigenen 
Grundstück der Firma „Willke Rail Construction“, ehemaliges Flurstück 28/3, die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur gewerblichen Nutzung als Lagerplatz und zum Bau einer Gewerbehalle 
geschaffen. Zugleich wurden im Rahmen der Planung zwei Betriebsleiterwohnhäuser errichtet. 
 
Die an diesem Standort ansässige Firma „Willke Rail Construction“ beabsichtigt nun die Erweiterung 
ihrer Betriebsfläche um die östlich angrenzende Freifläche (Flurstück 29/30). Anschließend an das 
Erweiterungsvorhaben beabsichtigt das ebenfalls ortsansässige Unternehmen „Isenberg Erd- und 
Tiefbau“ eine Verlagerung und Vergrößerung seiner Betriebsfläche. Die Samtgemeinde Bardowick 
unterstützt die beiden Erweiterungsvorhaben der ortsansässigen Gewerbetreibenden, mit dem Ziel, 
die Standorte der Gewerbebetriebe sowie damit einhergehende Arbeitsplätze zu sichern und so den 
Wirtschaftsstandort der Samtgemeinde Bardowick zu stärken. Der Standort zeichnet sich durch 
infrastrukturelle Vorteile aus, da er über eine gute Anbindung an überregionale Verkehrswege verfügt 
und den bereits bestehenden Gewerbestandort in östlicher Richtung erweitert. Der entsprechende 
Feststellungsbeschluss zur Änderung des Flächennutzungsplanes wurde bereits seitens der 
Samtgemeinde gefasst. 



Seite 6 von 10 
 

Frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung: 
Vom 16.12.2024 bis einschließlich den 31.01.2025 fand die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB statt. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde vom 14.12.2024 bis einschließlich den 31.01.2025 
durchgeführt. Aus der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen. Seitens der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind insgesamt zehn Stellungnahmen eingegangen, die 
teilweise nur ergänzende Anmerkungen beinhalten. Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen 
ergeben sich im Wesentlichen folgende Änderungen am Entwurf zum Bebauungsplan bzw. der 
Begründung: 
 
Raumordnung und Nahversorgung: 
Der Landkreis Lüneburg regt an, die Ableitung der Planung aus der Regionalplanung weiter 
auszuführen. Dabei wurde auf die angeführten Ziele der Raumordnung, u.a. das Flächensparziel, 
eingegangen. Bei der Planung handelt es sich um die Erweiterung eines bestehenden 
Gewerbegebietes auf einer vorgeprägten Fläche. Daher überwiegt für die Gemeinde der Belang, 
zusätzliche Arbeitsplätze und Wohnraum für zukünftige Mitarbeiter zu schaffen, auch vor dem 
Hintergrund, dass die betroffene Ackerfläche mit einem hohen Ertragspotenzial bewertet wird. Durch 
die Planung sind keine Beeinträchtigungen auf das nördlich angrenzende Vorbehaltsgebiet für Natur 
und Landschaft zu erkennen, auf das vorhandene Nutzungen der Umgebung bereits einwirken. Die in 
Aufstellung befindlichen Änderungen des LROP und RROP wurden bereits in der Begründung 
berücksichtigt, Zielkonflikte ergeben sich hierdurch nicht. 
Der Anregung, ein schalltechnisches Gutachten zu erstellen, wurde bereits gefolgt. Ebenfalls 
liegt ein Entwässerungskonzept vor. Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung sind 
in die Planung eingeflossen (Emissionskontingente und Richtungssektor). Das 
Entwässerungskonzept hat ein mögliches Szenario aufgezeigt, wie das anfallende Wasser im 
Plangebiet verbleiben kann. 
 
Naturschutz / Grünordnung: 
Der niedersächsische Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz hat auf die Lage 
des Plangebietes im Hochwasserrisikobereich im Sinne des § 73 ff. WHG hingewiesen. Der Hinweis 
wird in der Begründung bzw. im Umweltbericht ergänzt. Auf den vom Landkreis Lüneburg 
hingewiesenen Graben wurde in der Begründung bzw. im Umweltbericht eingegangen, der ebenfalls 
Bestandteil des Entwässerungskonzeptes ist. 
 
Auf der Grundlage eines im Jahre 2025 erstellten artenschutzrechtlichen Fachbeitrags wurde der 
Bebauungsplan um zwei weitere Teilgeltungsbereiche erweitert, die jeweils als vorgezogene 
Kompensationsmaßnahme für die Feldlerche und das Rebhuhn dienen.  
 
Ansonsten wird das Plangebiet großzügig von neu anzulegenden bzw. zu erhaltenen Gehölzstreifen 
eingegrünt. Zwischen der Erweiterungsfläche und der südlich gelegenen Wohnbebauung wird eine 
private Grünfläche als Pufferzone zu dieser sensiblen Nutzung festgesetzt. 
 
Denkmalschutz: 
In der Planzeichnung und in der Begründung bzw. im Umweltbericht wird der vom Landkreis Lüneburg 
abgegebene Verweis auf § 14 NDSchG aufgenommen, wonach für Kulturdenkmale eine Meldepflicht 
besteht. 
 
Technische und sonstige Hinweise: 
Seitens der Leitungs- und Versorgungsträger werden Hinweise abgegeben, die an den 
Vorhabenträger übermittelt werden. Auf die vom Kampfmittelbeseitigungsdienst angeführten Hinweise 
wird in der Begründung bzw. im Umweltbericht verwiesen. 
 
Planinhalte: 
Die Planinhalte orientieren sich an dem Urplan „Im Rehr“ und setzen im Wesentlichen im Süden ein 
Mischgebiet und im Norden ein Gewerbegebiet fest.  
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Höhenfestsetzungen und Gestaltungsvorschriften sind ebenfalls dem Urplan entnommen, so kann 
eine in sich schlüssige Weiterentwicklung des Plangebietes gewährleistet werden.  
 
Der Plan beinhaltet ebenfalls die genannten Festsetzungen zum Lärmschutz, sowie die genannten 
grünordnerischen Festsetzungen sowie Festsetzungen, die den Artenschutz betreffen (hier 
insbesondere die Teilgeltungsbereich 2 und 3 sowie die dazugehörige textliche Festsetzung Nr. 4.7) 
 
Die naturschutzrechtliche Bilanzierung im Rahmen der Eingriffsregelung ist durch die getroffenen 
Festsetzungen ausgeglichen. 
 
Der Rat der Gemeinde Wittorf beschließt einstimmig: 
 

a) Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen während der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB und der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 
Die eingegangenen Anregungen und Hinweise werden entsprechend den 
Abwägungsvorschlägen (siehe Anlage) berücksichtigt. 
 

b) Beschluss über die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Wittorf billigt den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 11 „Im Rehr-
Erweiterung“ mit örtlicher Bauvorschrift (Stand Mai 2026) und beschließt die Durchführung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 

 
 
10.) Beschluss: Antrag des Schützenvereins Handorf auf Nutzung der Rasenfläche hinter der 
Bewegungshalle als Bogenplatz (Vorlage 2026-7) 
 
Die Vorlage liegt den Ratsmitgliedern vor.  
 
Mit E-Mail vom 08.04.2026 beantragt der Schützenverein Handorf und Umgebung e. V. die Nutzung 
der Rasenfläche hinter der Bewegungshalle in Wittorf als Trainingsplatz für den Bogensport. Das 
bisherige Training findet auf einer Grünfläche in Handorf statt, die künftig nicht mehr zur Verfügung 
steht. 
 
In der Bogensportabteilung des Vereins sind derzeit auch Einwohnerinnen und Einwohner der 
Gemeinde Wittorf unterschiedlichen Alters aktiv, sodass die Nutzung zur Förderung des örtlichen 
Sports sowie des Vereinslebens beitragen kann. 
 
Die Abstimmung der konkreten Trainingszeiten erfolgt im Einvernehmen mit der Verwaltung. 
 
Der Rat der Gemeinde Wittorf beschließt einstimmig, dem Schützenverein Handorf und Umgebung e. 
V. die Rasenfläche hinter der Bewegungshalle für den Trainingsbetrieb der Bogensportabteilung zur 
Verfügung zu stellen. 
 
Die Nutzung erfolgt unter der Maßgabe, dass: 

- der laufende Betrieb sowie andere Nutzungen der Fläche nicht beeinträchtigt werden, 
- die Sicherheitsvorschriften im Bogensport eingehalten werden, 
- keine Beschädigungen der Grünfläche entstehen bzw. entstandene Schäden durch den 

Verein auf eigene Kosten zu beheben sind, 
- die Gemeinde berechtigt ist, die Nutzung bei Bedarf (z. B. bei Veranstaltungen oder 

Pflegearbeiten) einzuschränken oder vorübergehend auszusetzen. 
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11.) Beschluss: Antrag auf Ausweisung eines Reitweges im Bereich des Gehweges entlang 
der Hauptstraße zwischen Hausnummer 62 und der Einmündung „Im Rehr“ (Vorlage 2026-8) 
 
Die Vorlage liegt den Ratsmitgliedern vor.  
 
Mit Schreiben vom 31.03.2026 wird durch einen Anwohner und Pferdehalter die Ausweisung des 
Gehweges entlang der Hauptstraße zwischen Hausnummer 62 und der Einmündung „Im Rehr“ als 
offizieller Reitweg beantragt. 
 
Die vorgesehene Streckenführung verläuft vom Bereich Hauptstraße 63 bzw. Höhe Hauptstraße 62 
entlang des bestehenden Gehweges bis zur Einmündung Hauptstraße / „Im Rehr“. Die Gesamtlänge 
beträgt ca. 200 m. 
 
Hintergrund des Antrages ist die derzeitige Nutzung der innerörtlichen Fahrbahn für Ausritte. Aufgrund 
der örtlichen Gegebenheiten (schmale Fahrbahn ohne nutzbaren Seitenstreifen sowie hohes 
Verkehrsaufkommen insbesondere zu Stoßzeiten) kommt es nach Darstellung des Antragstellers 
wiederholt zu Konfliktsituationen zwischen Reitern und motorisiertem Verkehr. 
 
Durch die Ausweisung als Reitweg soll eine Trennung der Verkehrsarten erfolgen und die 
Verkehrssicherheit für alle Verkehrsteilnehmer verbessert werden. Gleichzeitig kann eine klare 
Regelung der zulässigen Verkehrsflächen zur Reduzierung von Gefährdungssituationen beitragen. 
 
Der Antragsteller weist ergänzend darauf hin, dass die Nutzung des Gehweges durch Reiter nach 
geltender Rechtslage nicht zulässig ist und die derzeitige Situation regelmäßig zu problematischen 
Begegnungssituationen führt. 
 
Als Vorteile einer Ausweisung werden insbesondere genannt: 
 

- Erhöhung der Verkehrssicherheit durch Trennung von Reit- und Kraftfahrzeugverkehr 
- Verbesserung der Klarheit für alle Verkehrsteilnehmer 
- Entlastung der Fahrbahn und Reduzierung von Konfliktsituationen 
- Vermeidung gefährlicher Ausweichbewegungen im Straßenraum 

 
Der Antragsteller signalisiert zudem Bereitschaft, sich an der Umsetzung und Unterhaltung eines 
möglichen Reitweges zu beteiligen (u. a. Beschilderung, Pflege und Instandhaltung sowie 
organisatorische Mitwirkung). Darüber hinaus wird eine Abstimmung mit der Gemeinde sowie ggf. der 
Abschluss einer Regelung zur Wegeunterhaltung angeboten. 
 
Die Verwaltung weist darauf hin, dass die Umsetzung einer verkehrsrechtlichen Prüfung sowie der 
Anordnung durch die zuständige Straßenverkehrsbehörde bedarf. Ebenso sind Auswirkungen auf den 
Fußgängerverkehr sowie die örtliche Verkehrssicherheit zu berücksichtigen. 
 
Walter Braunholz schlägt vor, dass der Reitweg bis zur K46 eingerichtet werden sollte.  
 
Der Rat der Gemeinde Wittorf beschließt einstimmig: 
 

a) Der bestehende Gehweg entlang der Hauptstraße zwischen der K46 und der Einmündung 
„Im Rehr“ wird als gemeinsamer Geh- und Reitweg ausgewiesen und entsprechend 
beschildert (Verkehrszeichen 238 – Reitweg). 

 
b) Die Verwaltung wird beauftragt, die erforderlichen verkehrsrechtlichen Maßnahmen zu 

veranlassen und die Umsetzung mit dem zuständigen Straßenverkehrs- und 
Straßenbaulastträger abzustimmen. 
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12.) Mitteilungen des Bürgermeisters 
 
12.1  
Thomas Herbst berichtet, dass sich Markus Jellinghaus um die Errichtung der Ladesäule an der 
Bewegungshalle gekümmert hat. Die Ladesäule wurde vom Mobilitätsausschuss des Landkreises 
Lüneburg mit 70 % gefördert, was einer Summe von rund 15.000,00 Euro entspricht. Der Anteil, den 
die Gemeinde Wittorf gezahlt hat, stammt aus der Akzeptanzabgabe des Windparks. Die Ladesäule 
verfügt über zwei Ladepunkte und kann auf verschiedenen Wegen bezahlt werden. Im nächsten 
Schritt ist ein Beschluss darüber zu fassen, zu welchen Kosten die Säule genutzt werden kann. Ob die 
Stromversorgung für die Errichtung weiterer Ladesäulen ausreichend ist, ist nicht bekannt. 
 
12.2 
Der Bürgermeister informiert, dass eine neue Picknickbank für die Badestelle an der Ilmenau und für 
die Asylunterkunft im Gewerbegebiet beschafft wird. 
 
12.3 
Thomas Herbst berichtet, dass im Rahmen des Dorfentwicklungsprogramms ein Tischkicker und eine 
Schutzhütte für das Außengelände der Bewegungshalle beantragt wurden. Die Förderzusage liegt 
noch nicht vor, wurde jedoch in Aussicht gestellt. Im Zuge der Errichtung soll die vorhandene 
Boulebahn um eine weitere Bahn erweitert werden. 
 
Im Rahmen des Dorfentwicklungsprogramms sollen zudem zum 30.09.2026 Förderanträge für die 
Erneuerung des Stegs am Wittorfer Hafen im Höpenweg sowie für einen Fitnessparcours für die 
Außenanlage der Bewegungshalle beantragt werden. 
 
 
13.) Anfragen und Anregungen der Ratsmitglieder   
 
13.1  
Elke Spinneker-Hicken gibt bekannt, dass am 27.06.2026 ab 10:00 Uhr ein Sommerfest in der 

Container-Asylunterkunft im Gewerbegebiet stattfindet, zu dem alle herzlich eingeladen sind. Es 

wird ein Grillbuffet angeboten. 

 

13.2  

Markus Jellinghaus erkundigt sich nach dem Sachstand der Banner, die die Website der 

Gemeinde bewerben sollen. Die Banner wurden bereits vor längerer Zeit aufgehängt. 

 

 
14.) Unterbrechung der Sitzung für die Einwohnerfragestunde (max. 30 Min.) 
 
14.1 
Melanie Kröning möchte wissen, ob das Außengelände der Bewegungshalle weiterhin von 

örtlichen Vereinen genutzt werden kann, wenn künftig das Bogentraining dort stattfindet, und wie 

die Haftung geregelt ist. Der Platz ist ausreichend. Der Schützenverein Handorf ist 

haftpflichtversichert und haftet somit für etwaige Schäden.  

 

14.2 

Melanie Kröning fragt an, wann ein Sonnensegel für das Außengelände der Bewegungshalle 

angeschafft wird. Auf die Anschaffung wird zunächst verzichtet, da voraussichtlich eine 

Wetterschutzhütte errichtet wird. 

14.3 

Walter Zeyn fragt, ob an der Ladesäule mit EC-Karte bezahlt werden kann. Eine Zahlung per EC-

Karte wird in Kürze möglich sein. 
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14.4 

Walter Zeyn zeigt sich verwundert, dass auf der Website der Gemeinde Wittorf die Festwoche 

anlässlich des Jubiläums des MTV nicht beworben wird. Die Gemeinde hat bisher keine 

Informationen vom MTV erhalten. 

 

14.5 

Melanie Kröning möchte wissen, ob die Einrichtung des Reitweges an der Hauptstraße eine 

bauliche Veränderung zur Folge hat. Dies ist nicht der Fall. 

 

14.6 

Thomas Herbst berichtet, dass die Kandidatinnen und Kandidaten der derzeit im Gemeinderat 
vertretenen Parteien, die bei der Kommunalwahl am 13.09.2026 antreten werden, einen 
gemeinsamen Werbebanner erstellen lassen und zu einem Fest am 21.08.2026 um 19:00 Uhr 
an der Bewegungshalle einladen. 
 
 
Die Sitzung wird um 20:44 Uhr durch den Bürgermeister, Thomas Herbst, geschlossen. 
 
 
 
     
 

T. Herbst      L. Cohrs  
Bürgermeister      Protokoll 


